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Vom 24. Auguſt 1933. 


Nach Benehmen mit dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird 
auf Grund der 88 22 a und 62 des Geſetzes über das Bäuerliche Erbhofrecht vom 15. Mai 1933 
(Geſetzſamml. S. 165) hiermit verordnet: 


J. Allgemeines. 
Artikel 1. 
Der Erbhofrat. 

Beim Juſtizminiſterium wird ein Erbhofrat gebildet. 

Der Erbhofrat beſteht aus dem Reichsbauernführer und zwei von ihm beſtimmten Bauern, 
dem Vorſitzenden der Preußiſchen landwirtſchaftlichen Hauptberufsvertretung und zwei von ihm 
beſtimmten Vertretern der landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen, dem Vorſitzenden des Erbhof⸗ 
gerichts und zwei von ihm beſtimmten Anerbengerichtsvorſitzenden und aus einem von dem 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung beſtimmten Vertreter der Wiſſenſchaft. 

Der Erbhofrat hat die Aufgabe, den Juſtizminiſter bei der Durchführung des Bäuerlichen 
Erbhofrechts zu beraten und die Erreichung des Geſetzeszwecks ($ 63 Abſ. 2) nach beiten Kräften 
zu fördern. 

Der Erbhofrat oder ſein ſtändiger Ausſchuß tritt jährlich mindeſtens einmal unter Vorſitz 
des Juſtizminiſters zuſammen. Zu den Sitzungen des Erbhofrats wird der Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten eingeladen. 


Artikel 2. 
Das Erbhofbuch. 
Jeder Bauer kann beantragen, daß für feinen Erbhof ein Erbhofbuch angelegt wird. 
Das Erbhofbuch beſteht aus Urkundenpapier in Folioformat. Es iſt in Leder gebunden und 


mit einer Taſche zur Aufnahme der auf den Hof bezüglichen Urkunden verſehen. 
Die Seiten haben fortlaufende Blattzahlen. 


Auf der erſten Seite ſteht: 


Ebhofßuch des 8 Hofes n 
im Erbbeſiz der Bauen 8 
— erſtmals auf dem Hofe urkundlich im Jahre —. 
Das Erbhofbuch haet Seiten; es iſt angelegt 
Am ine da Imteten - Sukirnkendte 
Beglaubigt. Das Anerbengericht. 


(folgt Unterſchrift des Vorſitzenden und Dienſtſtempel.) 


Über der Schrift iſt fo viel Raum freizulaſſen, daß ein Lichtbild des Hofes angebracht werden 
kann. Auf der zweiten Seite ſteht ein beglaubigter Auszug aus der Erbhöferolle. Die dritte und 
vierte Seite ſind zur Aufnahme von Veränderungen in der Erbhöferolle beſtimmt. Auf die fünfte 
und die folgenden Seiten ſind die Hoffolgezeugniſſe in Reinſchrift oder beglaubigter Abſchrift zu 
ſetzen. 
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Die Ausſtellung des Erbhofbuchs erfolgt durch das Anerbengericht. Dieſes hat auch ſpäter 
bei Vorlage des Buches die inzwiſchen erfolgten Veränderungen aus der Erbhöferolle in das 
Erbhofbuch nachzutragen. Für die Ausſtellung zuſtändig iſt der Vorſitzende, der auch die Vorlage 
des Buches anordnen kann; die Nachtragung erfolgt durch den Schriftführer unter Beidrückung des 
Dienſtſtempels. 

Für die Ausſtellung des Erbhofbuchs wird eine einmalige Gebühr von 20 RAM erhoben. 
Die ſpäteren Eintragungen erfolgen koſtenfrei. 


Artikel 3. 
- Das Buch der alten Erbhöfe, 

Erſcheint nach den dem Anerbengerichte vorgelegten Urkunden glaubhaft, daß der Hof ſich 
ſchon ſeit über 300 Jahren in der Hand derſelben Bauernfamilie befindet, ſo hat der Vorſitzende 
des Anerbengerichts auf Antrag des Bauern den Hof zur Eintragung in das beim Erbhofgericht in 
Celle geführte Buch der alten Erbhöfe vorzuſchlagen. Als in derſelben Bauernfamilie befindlich 
gilt ein Hof auch dann, wenn er in der weiblichen Linie unter Annahme des zum Hofe gehörenden 
Familiennamens fortgeerbt iſt. Bei Vorhandenſein des gleichen Familiennamens wird das Vor⸗ 
handenſein der gleichen Familie vermutet. 

Über die Eintragung entſcheidet der Präſident des Erbhofgerichts. Ordnet er die Eintragung 
an, ſo iſt zugleich einzutragen, wann die Bauernfamilie zuerſt urkundlich auf dem Hofe erſcheint. 
Beglaubigte Abſchrift der erſten auf den Hof bezüglichen Urkunde und etwaiger weiterer geſchichtlich 
oder kulturgeſchichtlich wertvoller Urkunden iſt zu den Akten des Erbhofgerichts zu nehmen. 

IJſt die Eintragung erfolgt, fo erhält der Bauer einen von dem Präſidenten des Erbhof⸗ 
gerichts unterſchriebenen und mit dem Gerichtsſiegel verſehenen Auszug aus dem Buche der alten 
Erbhöfe. Dieſer iſt auf ſeinen Antrag vom Anerbengericht unter Schnur und Siegel dem Erbhof⸗ 
buche vorzuheften. 

Artikel 4. 
Garten⸗ und Weinbau. 

Zur Landwirtſchaft im Sinne des Bäuerlichen Erbhofrechts gehören auch Weinbau⸗ und 
gartenbauliche Betriebe, deren Eigenerzeugung an Weintrauben, Gemüſe oder Obſt zur Be⸗ 
ſchäftigung und zum Unterhalt einer Familie ausreicht. 

Bei dieſen Betrieben erfolgt die Eintragung in die Erbhöferolle auch in den Landſchaften 
mit Anerbenſitte nur auf Antrag des Eigentümers 


Artikel 5. 
; Begriffe. 

Landwirtſchaftliche Berufsvertretung im Sinne des Geſetzes iſt gegenwärtig die zuſtändige 
Landwirtſchaftskammer, Landwirtſchaftliche Hauptberufsvertretung iſt die Preußiſche Hauptland⸗ 
wirtſchaftskammer. 

Staatsbürger iſt, wer die Staatsangehörigkeit eines deutſchen Landes oder die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit beſitzt. 


II. Einzelvorſchriften. 
1. Zu 8 1: 
§ 1 Abſ. 2 ſpricht den Grundgedanken aus, daß ein Bauer nicht mehrere Erbhöfe haben ſoll. 
Die Verwirklichung dieſes Grundgedankens erfolgt nach näherer Maßgabe des § 12 Abſ. 4 und 
des 8 23 im Erbgang. 
Die Verſorgung der Miterben iſt in den SS 17 ff., die Übernahme kraft Anerbenrechts iſt in 
den 88 26 ff. näher geregelt. f 8 
2 Bu E 2 
Ein zum Anerben Berufener (§ 12 Abſ. 1), der mit einer Perſon jüdiſcher oder farbiger 
Herkunft die Ehe ſchließt, ſchließt ſich damit ſelbſt von der Folge in den Erbhof aus. 8 


10 
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3. Zu § 3: f 
Der Erbhof muß mindeſtens zur Ernährung und Erhaltung einer bäuerlichen Familie 
ausreichen (Ackernahrung). Er darf nicht ſo groß ſein, daß ſeine Bewirtſchaftung nicht mehr von 
einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke erfolgen kann. 

a) Als Ackernahrung find auch Marſchländereien, Viehweiden und ſonſtige land⸗ 
oder forſtwirtſchaftlich genutzte Flächen anzuſehen. 

b) Iſt zweifelhaft, von welcher Größe an ein Beſitz nach den örtlichen Boden⸗, Be⸗ 
triebs⸗ und Abſatzverhältniſſen zur Ernährung und Erhaltung einer bäuerlichen Familie aus⸗ 
reicht, ſo kann eine gutachtliche Außerung der Landwirtſchaftskammer eingeholt werden, ſofern 
dieſe nicht ſchon für Fälle der in Frage kommenden Art allgemein Richtlinien herausgegeben hat. 

e) Höfe, deren Nutzung ſtändig durch Verpachtung erfolgt (ſogenannte P acht höfe) find 
von der Eintragung in die Erbhöferolle ausgeſchloſſen. 


4. Zu § 5: (Verfügung unter Lebenden.) 

a) Die Verfügungsbeſchränkung nach 8 5 gilt für Grundſtücke, die in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis (§ 49) aufgenommen find, vom Tage des Aushanges dieſes Verzeichniſſes an der Gerichts⸗ 
tafel an. Der Tag iſt aktenkundig zu machen und dem Grundbuchamte rechtzeitig mitzuteilen; dem 
Grundbuchamt iſt zugleich eine Abſchrift des Verzeichniſſes zu überſenden. Dieſe Verfügungs⸗ 
beſchränkung endet, wenn die Aufnahme des Hofes in die Erbhöferolle endgültig abgelehnt iſt. 

b) Zu den nach 8 5 Abſ. 1 genehmigungsfreien Veräußerungen zu Siedlungszwe cken 
von Reich oder Staat gehören auch die Veräußerungen aus einem Erbhofe von mehr als 100 ba 
landwirtſchaftlicher Nutzfläche an ein vom Staate als gemeinnützig anerkanntes Siedlungsunter⸗ 
nehmen. Vorausſetzung iſt, daß die Siedlungsbehörde beſcheinigt, daß das Land innerhalb ange⸗ 
meſſener Friſt der Beſiedlung zugeführt werden ſoll. 

c) Die Genehmigung iſt auch dann nicht erforderlich, wenn der Landrat beſcheinigt, daß es 
ſich um eine Abveräußerung von Odland zu Kultivierungszwecken handelt. 

d) Der Übergabevertrag, durch den der Bauer den Erbhof einem Anerben⸗ 
berechtigten übergibt, wird in der Regel begründeten Bedenken nicht unterliegen. Iſt jedoch zu 
befovgen, daß der Übergabevertrag den Erbhof über feine Kräfte hinaus belaſtet, fo iſt in eine 
nähere Prüfung des Sachverhalts einzutreten. 


5. Zu $ 6: 

a) Die Beglaubigung durch Richter oder Notar erfolgt nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Beglaubigung von Unterſchriften. Die Beglaubigung durch den Gemeindevor⸗ 
ſteher erfolgt durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden Vermerk unter Beidrückung des Ge⸗ 
meindeſiegels; die beglaubigte Erklärung iſt dem Bauern zurückzugeben; die Beglaubigung wird 
zu den Akten vermerkt. Für die Beglaubigung einer Erklärung nach § 6 Abſ. 1 und 2 wird eine 
feſte Gebühr von 3 N erhoben. 8 c 

b) Iſt eine Urkunde der im § 6 Abſ. 1 und 2 oder im § 14 Abſ. 1 bezeichneten Art zu den 
Akten des Anerbengerichts überreicht, fo nft fie wie ein Teſtament in beſondere amtliche Verwahrung 
zu nehmen. Dem Erblaſſer ſoll ein Hinterlegungsſchein erteilt werden. Die Hinterlegung iſt 
aktenkundig zu machen. 

e) Wer eine Urkunde der im § 6 Abſ. 1 und 2 oder im § 14 Abſ. 1 bezeichneten Art, die nich 
zu den Akten des Anerbengerichts überreicht iſt, im Beſitz hat, iſt verpflichtet, fie unverzüglich, nach⸗ 
dem er von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis erlangt hat, an das Anerbengericht abzuliefern. 
§ 2259 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gilt entſprechend. 

d) Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat, ſobald er von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis 
erlangt, zur Eröffnung der beim Anerbengericht in Verwahrung befindlichen Urkunde (Buch⸗ 
ſtabe b und e) einen Termin zu beſtimmen. Die SS 2260 bis 2264 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
finden ſinngemäß Anwendung. ne | 5 5 
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e) Die Vorſchrift im § 6 Abf. 3 ſchließt die Verfügung über einzelne für die Bewirtſchaftung 
des Hofes unweſentliche Zubehörſtücke nicht aus, ſofern es ſich nicht um Hofesurkunden oder um die 
in der Ausführungsverordnung zu § 11 genannten beſonderen Stücke handelt. 

f) Zu 8 6 Abſ. 4: Erſcheint ein Bauer vor einem Richter oder vor einem Notar, um ein 
Teſtament oder einen Erbvertrag zu errichten, ſo hat der Urkundsbeamte ihn unbeſchadet der 
Gültigkeit der Verfügung auf die Grundgedanken und den Zweck des Bäuerlichen Erbhofrechts 
($ 63 Abſ. 2) ſowie auf die Gefahren einer übermäßigen Belaſtung und Zerſplitterung des Erbhofs 
aufmerkſam zu machen; der Inhalt der Belehrung und die von dem Erſchienenen darauf abgegebene 
Erklärung iſt in der Niederſchrift zu vermerken. In den Landſchaften mit überwiegendem Groß⸗ 
grundbeſitze kann die Belehrung unterbleiben, wenn der Bauer den Erbhof in mehrere zu ſelb⸗ 
ſtändiger Bewirtſchaftung ausreichende kleine oder mittlere Höfe teilen und dieſe verſchiedenen 
Anerbenberechtigten zuwenden will. 

g) Zu den Verfügungen, durch die das Erbhofrecht beſchränkt wird, gehören auch Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen, durch die eine Belaſtung des Hofes angeordnet oder über den übrigen 
Nachlaß ſo verfügt wird, daß eine Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten nach der geſetzlichen 
Regel des § 8 nicht mehr möglich ft. 

h) Die Unwirkſamkeit eines bei Inkrafttveten des Geſetzes vorhandenen eigenhändigen 
Teſtaments beſchränkt ſich auf die Verfügungen, durch die das Erbhofrecht ausgeſchloſſen oder be⸗ 
ſchränkt wird, ſofern nicht anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer ohne ſie das Teſtament nicht 
errichtet hätte. 


6. Zu 8 7: 

Die Erbfolge kvaft Anerbenrechts tritt ein: 

a) wenn kraft Geſetzes oder kraft Verfügung von Todes wegen die Vorſchriften über die 
geſetzliche Erbfolge Anwendung finden; 

b) wenn der Erblaſſer einen von mehreren Erben als Anerben berufen hat und dieſer zu den 
nach § 12 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen gehört; 

e) wenn der Erblaſſer jemand, der nach 8 12 Abſ. 1 Anerbe ſein kann, als Alleinerben oder 
als Erben des Hofes berufen hat und ein entgegenſtehender Wille nicht anzunehmen iſt. 


7. Zu 5 

Beanſprucht der Anerbe eine Beteiligung an dem übrigen Nachlaſſe, jo iſt der Ertragswert 
des Erbhofs nach § 2049 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unter Abzug der Laſten (laſtenfreier 
Ertragswert) feſtzuſtellen; die Feſtſtellung erfolgt in Ermangelung einer Einigung der Beteiligten 
durch das Anerbengericht. Der laſtenfreie Ertragswert des Erbhofs wird dem übrigen Nachlaſſe 
hinzugerechnet. Danach wird der Wert des Nachlaſſes durch die Zahl der Erben geteilt und der 
Anerbe inſoweit beteiligt, als der hiernach auf ihn entfallene Anteil größer iſt als der laſtenfreie 
Ertragswert des Hofes. 


8. Zu § 10 (Der Erbhof): 

a) Zum Erbhof gehören alle regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchafteten Grundſtücke, 
die dem Bauern zu eigen gehören. Die Vorſchrift gilt ohne Unterſchied, ob die Eintragung des 
Erbhofs von Amts wegen oder ob ſie nur auf Antrag des Eigentümers erfolgt. Doch ſteht es im 
letzteren Falle dem Eigentümer frei, einzelne Grundſtücke von der Zugehörigkeit zum Erbhof aus⸗ 
zuſchließen. 

In dieſer Weiſe ausgeſchloſſene Grundſtücke ſind nicht auf das Grundbuchblatt des Erbhofs 
(§ 45 Abf. 1) einzutragen. 

p) Zum Erbhof gehören auch die Forderungen aus den für den Hof und deſſen Zubehör ein⸗ 
gegangenen Verſicherungen nebſt den hierauf ausgezahlten Entſchädigungsſummen ſowie ein zur 
Abtragung einer Hofſchuld angeſammeltes Tilgungsguthaben. 
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9. Zu § 11: (Hofeszubehör.) 5 
Zum Hofeszubehör gehören außer den auf den Hof bezüglichen Urkunden auch die auf dem 
Hofe etwa gemachten geſchichtlichen oder vorgeſchichtlichen Funde, aus früheren Generationen 
ſtammende Familienbriefe, Bilder, Geweihe und ähnliche auf den Hof und die darauf ſeßhafte 
Bauernfamilie bezügliche Erinnerungsſtücke. 
Die Vorſchriften des Ausgrabungsgeſetzes vom 26. März 1914 (Geſetzſamml. S. 41) bleiben 
unberührt. 


10. Zu 8 12: 

a) Zu Abſ. 1: Die Anerbenberechtigten der zweiten und dritten Ordnung gehen den Anerben⸗ 
berechtigten der vierten Ordnung nur dann vor, wenn ſie in einer Verfügung von Todes wegen 
zu Erben und Anerben berufen ſind. 

Entſprechendes gilt für den Fall, daß der Ehegatte des Erblaſſers mit Nachkommen von Groß⸗ 
eltern oder mit entfernteren Voreltern des Erblaſſers zuſammentrifft. 

b) Zu Abf. 2 Satz 2: Sind der Sohn einer Tochter und die Tochter eines Sohnes des Erb⸗ 
laſſers nebeneinander zu Anerben berufen, ſo iſt der Sohn Anerbe. 

e) Zu Abſ. 4: Die Erklärung des Anerben, daß er den ihm angefallenen Hof übernehmen 
und dafür ſeinen bisherigen Hof der Erbengemeinſchaft zur Verfügung ſtellen wolle, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Die Verſorgung der weichenden Erben (88 17 ff.) fällt dem Anerben zur Laſt, der den an⸗ 
gefallenen Hof übernommen hat. 

In den zur Verfügung geſtellten Hof findet die Anerbenfolge unter Ausſchluß des Anerben 
ſtatt, der den Hof übernommen hat. 


11. Zu $ 13: 
Das Bruder⸗ und Jüngſtenrecht wird in die Spalte Bemerkungen der Erbhöferolle eingetragen. 


12. Zu § 14: f f 
a) Die vom Richter, Notar oder Gemeindevorſteher beglaubigte Erklärung (8 14 Abſ. 1) kann 
zu den Akten des Anerbengerichts überreicht werden. 

b) Die Auswahlerklärung nach 8 14 Abſ.2 iſt in öffentlich beglaubigter Form oder zur Nieder⸗ 
ſchrift des Schriftführers des Anerbengerichts abzugeben. 


13. Zu § 16: (Hoffolgezeugnis.) 
a) Beruht das Recht des Anerben zur Folge in den Hof auf einer Verfügung des Erblaſſers 
(8 6 Abſ. 1 und § 12 Abſ. 1), fo iſt die Verfügung dem Anerbengerichte vorzulegen. 


b) Für die Erteilung des Hoffolgezeugniſſes wird vermutet, daß der Anerbe deutſcher Staats⸗ 
bürger und deutſchen Blutes iſt. Beſtehen im Einzelfall Bedenken, ſo iſt zum Nachweis der Reichs⸗ 
angehörigkeit ein Zeugnis des zuſtändigen Regierungspräſidenten oder deutſchen Konſuls und zum 
Nachweis, daß der Anerbe deutſchen Blutes iſt (§ 2), eine Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des Sach⸗ 
verſtändigen für Raſſefragen im Reichsminiſterium des Innern oder der anftatt deſſen vom Juſtiz⸗ 
miniſter beſtimmten Stelle erforderlich und genügend. 

e) Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden des Anerbengerichts (§ 16 Abſ. 1) iſt binnen 
einer Woche ſeit Zuſtellung der Einſpruch an das Anerbengericht zuläſſig. Deſſen Entſcheidung iſt, 
ſofern fie nicht vom Vorſitzenden gemäß § 35 Abſ. 2 angefochten wird, endgültig. 

d) Beantragt der überlebende Ehegatte des Erblaſſers die Ausſtellung eines Hoffolgezeug⸗ 
niſſes, fo genügt es, wenn er hinſichtlich des Vorhandenſeins von entfernteren Voreltern und deren 
Nachkommen (§ 12 Ziff. 7) die eidesſtattliche Verſicherung abgibt, daß ihm über das Vorhandenſein 
ſolcher Perſonen nichts bekannt ſei. Die Vorſchrift im § 2358 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bleibt 
unberührt. N 

e) Das Hoffolgezeugnis hat die Wirkung eines Erbſcheins. Rechtsſtreitigkeiten über das 
Erbrecht find, ſoweit das Bäuerliche Erbhofrecht nicht etwas anderes beſtimmt, vor den ordentlichen 
Gerichten auszutragen. 


14. 


15. 


16. 


IN 


18. 


19: 


20. 


21. 
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Zu 88 17 ff.: (Verſorgung der weichenden Erben.) 

a) Das Recht auf Unterhalt, Berufsausbildung und Heimatzuflucht auf Grund der 88 17ff. 
beſteht nur in den Fällen, in denen der Erbfall nach dem 1. Juni 1933 eingetreten und in denen 
die Erbregelung auf Grund des Bäuerlichen Erbhofrechts erfolgt iſt (SS 1, 54, 57). 

bp) Zu den Mitteln des Hofes gehören auch etwa vorhandene überzählige Zubehörſtücke. 

e) Wo eine Ausſtattung nach dem Geſetze zu geben iſt, umfaßt fie das, was zur Erlangung 
einer ſelbſtändigen Lebensſtellung für den Abkömmling notwendig iſt. Bei Töchtern gehört hierzu 
die Ausſteuer. Bei Söhnen kann insbeſondere die Gewährung der Mittel zum Erwerb einer 
Siedlerſtelle in Frage kommen, notfalls unter maßvoller Belaſtung des Hofes. Die Siedlung 
kann auch vom Hofe aus erfolgen; dieſe Form iſt insbeſondere in den Gegenden zweckmäßig, wo 
an kleinen und mittleren Höfen Mangel beſteht oder wenn der Hof noch Odland hat. 


Zu 8 19: 

Entſcheidungen des Vorſitzenden aus § 19 find den Beteiligten zuzuſtellen unter Hinweis 
darauf, daß binnen einer Woche ſeit Zuftellung der Einſpruch an das Anerbengericht zuläſſig iſt. 

Aus der rechtskräftigen Entſcheidung des Vorſitzenden oder des Anerbengerichts und aus 
einem vor dieſen abgeſchloſſenen Vergleiche findet die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung ſtatt. Die Vollſtreckungsklauſel erteilt der Schriftführer; er darf fie nicht 
erteilen, wenn der Vorſitzende unter dem Beſchluſſe des Anerbengerichts vermerkt hat, daß er 
dieſen beim Erbhofgericht anfechten werde (8 35 Abſ. 2), oder wenn die Anfechtung bereits erfolgt 
iſt. Die SS 724 ff. der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß. 


Zu § 21: 
Der Verkauf an einen Familienfremden ſteht dem Verkauf an einen nicht anerbenberech⸗ 


ö tigten Verwandten gleich. 


Für die Ausübung des Vorkaufsrechts von ſeiten des überlebenden Ehegatten gilt die Aus⸗ 
führungsvorſchrift zu 8 16 unter Buchſtabe d ſinngemäß. 


Zu 8 24: 
Ein Erbhof kann auch nicht im Eigentum einer juriſtiſchen Perſon ſtehen. § 24 Abſ. 2 gilt 
entſprechend. 


Zu § 25: 8 
Mit dem Plflichtteilsanſpruche zugleich iſt der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils 
(8 2325 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) ausgeſchloſſen. i 


Zu § 26: 
Miterben im Sinne der 88 26 und 27 find die geſetzlichen Erben; die Vorſchrift zu § 7 Buch⸗ 
ſtabe a gilt ſinngemäß. 


Zu § 27: 

Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat die zur Sicherung der ordnungsmäßigen Bewirt⸗ 
ſchaftung des Hofes erforderlichen Anordnungen auch für die Zeit zu treffen, während deren die 
Sache beim Erbhofgericht anhängig iſt; das Erbhofgericht kann die Anordnungen abändern oder 
aufheben. Die geſetzlichen Obliegenheiten des Vormundſchaftsgerichts, insbeſondere hinſichtlich 
der Beaufſichtigung einer etwa angeordneten Pflegſchaft, werden von dem Vorſitzenden des An- 
erbengerichts wahrgenommen. 

Die auf Grund des § 27 Abſ. 5 erlaſſenen einſtweiligen Anordnungen ſind vollſtreckbar. 


Zu § 29: 

a) Die Verhandlungen vor den Anerbenbehörden ſind nicht öffentlich. Der Vorſitzende kann 
Perſonen, die ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft machen, die Anweſenheit bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung geſtatten. 
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Die Mitglieder und Schriftführer der Anerbenbehörden ſind zur Amtsverſchwiegenheit ver⸗ 
pflichtet. 

b) Die Verrichtungen des Nachlaßgerichts ſtehen in Anſehung von Nachläſſen, zu denen ein 
Erbhof gehört, dem Amtsrichter zu, der Vorſitzender des Anerbengerichts iſt. Dies gilt insbeſondere 
auch für die Beurkundung von Teſtamenten, Erb⸗, Übergabe⸗ und Altenteilsverträgen. 

Der im Abf. 1 bezeichnete Richter kann in Erbhofangelegenheiten auch als Vormundſchafts⸗ 
richter tätig werden. 

Die Vorſchrift im § 23 Abſ. 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) bleibt unberührt. i 

e) Soweit es nach den Beſtimmungen des Bäuerlichen Erbhofrechts zur Rechtswirkſamkeit 
einer Erklärung der öffentlichen Beurkundung oder Beglaubigung bedarf, genügt die Erklärung 
zur Niederſchrift der Anerbenbehörde oder eines ihrer richterlichen Mitglieder. 

Die Anerbenbehörden und ihre richterlichen Mitglieder ſind auch ſonſt befugt, rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erklärungen, die zur Durchführung des Bäuerlichen Erbhofrechts dienen, zur Niederſchrift 
zu nehmen. Der Erklärende kann ſich darin der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwerfen mit 
der Wirkung, daß die Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde ſtattfindet. 

Zur Beurkundung eines Vertrags, durch den ſich der Bauer verpflichtet, das Eigentum an 
einem Erbhofgrundſtücke zu Siedlungszwecken auf einen Anerbenberechtigten zu übertragen, iſt auch 
die Anerbenbehörde und jedes ihrer richterlichen Mitglieder zuſtändig. Vor ihnen kann auch die 
Auflaſſung des Grundſtücks erklärt werden. 


a) Die Vertretung des Vorſitzenden erfolgt durch den ſtändigen Stellvertreter und, wenn 
auch dieſer verhindert iſt, durch den für den Vorſitzenden im Richteramt allgemein beſtimmten Ver⸗ 
treter. Iſt hiernach eine Vertretung nicht möglich, ſo wird ein Vertreter vom Landgerichtspräſi⸗ 
denten beſtimmt. i 

p) Zum 1. Oktober jeden Jahres berichtet der Oberlandesgerichtspräſident dem Juſtiz⸗ 
miniſter, ob und hinſichtlich welcher Richter ſich Zweifel an der Geeignetheit zum Vorſitzenden oder 
ſtellvertretenden Vorſitzenden des Anerbengerichts ergeben haben. Ein gleicher Bericht iſt von dem 
Präſidenten des Erbhofgerichts zu erſtatten. ’ 

e) Hört der Vorſitzende oder der ſtellvertretende Vorſitzende auf, Richter an dem Orte zu fein, 
an dem er tätig war, als ſeine Ernennung zum Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzenden er⸗ 
folgte, ſo endet damit zugleich auch ſein Amt im Anerbengericht. Wegen der anderweiten Beſetzung 
iſt unverzüglich zu berichten. 


23. Zu § 31 Abſ. 3: 

a) Die Landwirtſchaftskammern und bis zu ihrer Neuwahl die beſtellten Kommiſſare ſchlagen 
bis zum 15. September 1933 dem zuſtändigen Oberlandesgerichtspräſidenten für den Bezirk eines 
jeden Amtsgerichts — da, wo ein gemeinſchaftliches Anerbengericht eingerichtet iſt, für deſſen Be⸗ 
zirk — ſechs Bauern für die Ernennung zu Beiſitzern oder ſtellvertretenden Beiſitzern des Anerben⸗ 
gerichts vor. Es ſind nur Bauern vorzuſchlagen, die mit einem Erbhof und, ſolange ſolche noch nicht 
eingetragen find, mit einem nach den SS 1 bis 3 des Bäuerlichen Erbhofrechts zum Erbhof ge⸗ 
eigneten Bauernhof im Bezirk des Anerbengerichts angeſeſſen find (8 31 Abſ. 3), und hinſichtlich 
deren keiner der Hinderungsgründe der SS 31 bis 33, 35 Nr. 1 und 5 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes vorliegt. i See , Heute, l. lift eig u 

gerichtsprä Alus den Vorgeſchlagenen Rindeſtens drei Beiſitzer I/// 51 

und zwei Stellvertreter. Der Ernannte erhält eine Beſtallungsurkunde. Dem Anerbengerichte 7 
wird eine Liſte der Beiſitzer und Stellvertreter für ſeinen Bezirk, der Landwirtſchaftskammer wird 
eine nach Anerbengerichten geordnete Liſte der ſämtlichen Beiſitzer und Stellvertreter überſandt. 

Die Ernennung der Beiſitzer und ſtellvertretenden Beiſitzer ſoll alle zwei Jahre neu vor⸗ 
genommen werden. Zu dieſem Zwecke machen die Landwirtſchaftskammern zum 1. Januar eines 


24. 


25. 


26. 


27. 
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jeden ungeraden Kalenderjahrs dem Oberlandesgerichtspräſidenten die erforderlichen Vorſchläge. 
Das weitere Verfahren beſtimmt ſich nach den Abſ. 1 und 2. Die bisherigen Beiſitzer können wieder⸗ 
ernannt werden. 

Iſt die Wiederernennung nicht erfolgt, jo ſcheiden ſie mit dem Zeitpunkt aus dem Amte, in 
welchem die neue Beiſitzerliſte beim Anerbengericht eingeht. 

Reicht die Lifte der Beiſitzer beim Anerbengericht nicht aus, ſo kann ſchon vor Ablauf des 
zweijährigen Zeitraums die Ernennung weiterer Beiſitzer herbeigeführt werden. 


Zu § 31 Abſ. 4: 

a) Die Beeidigung der Beiſitzer und der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt bei ihrer erſten 
Dienſtleiſtung im Anerbengericht. Sie gilt für die Dauer des Beiſitzeramts. 

Der Vorſitzende des Anerbengerichts richtet an die zu Beeidigenden die Worte: „Sie ſchwören 
bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Beiſitzers im Anerbengericht ge⸗ 
treulich zu erfüllen und Ihre Stimme nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abzugeben.“ Der Bei⸗ 
ſitzer leiſtet den Eid, indem er die rechte Hand erhebt und die Worte ſpricht: „Ich ſchwöre es, ſo 
wahr mir Gott helfe.“ 

b) Der Vorſitzende ſtellt die Reihenfolge feſt, in der die Beiſitzer und bei Verhinderung eines 
Beiſitzers die Stellvertreter zu den Sitzungen des Anerbengerichts zu laden ſind. 

Die Ladung erfolgt durch den Schriftführer. 

e) Die Enthebung vom Amte kann auch erfolgen, wenn der Beiſitzer ſich der weiteren Be⸗ 
kleidung des Ehrenamts unwürdig erwieſen hat. 

Zu § 34: 

Die Preußiſche Hauptlandwirtſchaftskammer ſchlägt im Einvernehmen mit der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für die Provinz Hannover durch die beſtellten Kommiſſare dem Juſtizminiſter zwölf 
Bauern zu Beiſitzern und ſtellvertretenden Beiſitzern beim Erbhofgericht vor. Der Juſtizminiſter 
ernennt aus den Vorgeſchlagenen mindeſtens ſechs Beiſitzer und drei Stellvertreter. 

Der § 31 des Geſetzes und die dazugehörigen Ausführungsvorſchriften finden ſinngemäß 
Anwendung. 


Zu § 35: 

a) Will der Vorſitzende des Anerbengerichts deſſen Entſcheidung anfechten, ſo ſoll er dies 
unter dem Beſchluſſe vermerken und die Gründe der Anfechtung in einer Anfechtungsſchrift nieder⸗ 
legen. Die Anfechtungsſchrift iſt mit den Akten innerhalb einer Woche ſeit Erlaß des Beſchluſſes, 
im Zuweiſungsverfahren nach $ 27 innerhalb der Beſchwerdefriſt, an das Erbhofgericht abzuſenden. 

b) Über die Anfechtung entſcheidet im Zuweiſungsverfahren nach 8 27 das Erbhofgericht in 
voller Beſetzung. 

In allen anderen Sachen kann der Vorſitzende, wenn es ſich vorwiegend um die Entſcheidung 
von Rechtsfragen handelt, die Entſcheidung durch die richterlichen Mitglieder anordnen. Er kann 
auch, wenn die Sache rechtlich und tatſächlich klar liegt, unter Mitzeichnung des Berichterſtatters 
allein entſcheiden. 

e) Die Entſcheidung über die Anfechtung erfolgt im Falle, daß dieſe für begründet erachtet 
wird, durch Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes; anderenfalls durch deſſen Beſtätigung. 

Iſt der Beſchluß aufgehoben, jo kann das Erbhofgericht ſelbſt in der Sache entſcheiden. Es 
kann dieſe auch zu anderweiter Entſcheidung an das gleiche oder an ein anderes Anerbengericht 
zurückverweiſen. Das Anerbengericht iſt an die Beurteilung des Erbhofgerichts gebunden. 


Zu 8 36: 
I. Geſchäftsſtelle. 

Der Aufſichtsrichter des Amtsgerichts beſtellt einen Beamten der Geſchäftsſtelle zum Schrift⸗ 
führer und einen anderen zum ſtellvertretenden Schriftführer des Anerbengerichts. Es ſollen 
tunlichſt die gleichen Beamten beſtellt werden, denen auch die Bearbeitung der Grundbuch⸗ 
ſachen obliegt. 
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Der Schriftführer und der ſtellvertretende Schriftführer haben die Obliegenheiten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Anerbengerichts zu beſorgen. Sind beide verhindert, ſo tritt ein anderer Beamter 
der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts ein. 

Die Vorſchriften in Abſ. 1 und 2 gelten für die Geſchäftsſtelle des Erbhofgerichts ſinngemäß. 
Die Beſtellung des Schriftführers und der erforderlichen ſtellvertretenden Schriftführer erfolgt 
durch den Präſidenten des Erbhofgerichts im Benehmen mit dem Oberlandesgerichtspräſidenten. 
Erſterer beſtimmt wegen Einrichtung der Geſchäftsſtelle das Nähere. 


II. Geſchäftsordnung. 
Die Geſchäftsordnung beſtimmt der Juſtizminiſter durch Allgemeine Verfügung. 


28. Zu 88 37 und 38: (Verfahren und Koſten.) 
Die Regelung erfolgt durch beſondere Verordnung. 


29. Zu $ 39: 

a) Zur Führung der Erbhöferolle iſt das Anerbengericht zuſtändig, in deſſen Bezirke der 
Erbhof und, wenn dieſer ſich über die Bezirke mehrerer Anerbengerichte erſtreckt, das Gericht, in 
deſſen Bezirke die Hofſtelle gelegen iſt. Beſtehen Zweifel, ſo beſtimmt der Präſident des Erbhof⸗ 
gerichts das zuſtändige Anerbengericht. 

b) Wird die Eintragung in die Erbhöferolle beim Anerbengericht mündlich beantragt, ſo hat 
der Schriftführer eine Niederſchrift anzufertigen, die von dem Antragſteller zu unterſchreiben iſt. 

e) Der Antrag auf Eintragung in die Erbhöferolle kann auch in einer Sammelliſte 
geſtellt werden. In dieſem Falle iſt die Angabe des Hofes, auf den ſich der Antrag bezieht, und die 
Unterſchrift des Hofeigentümers erforderlich; die Unterſchrift kann auch neben der Hofes⸗ 
angabe ſtehen. i 

d) Der Antrag auf Eintragung in die Erbhöferolle kann bezüglich der einem Umlegungs⸗ 
verfahren unterliegenden Grundſtücke auch bei dem die Umlegung durchführenden Beamten des 
Kulturamts geſtellt werden. Dieſer ſoll auf die Stellung ſachdienlicher Anträge hinwirken. Der 
Antrag kann ſich auch auf andere Grundſtücke des Antragſtellers beziehen, welche mit ſeinen dem 
Umlegungsverfahren unterliegenden Grundſtücken gemeinſchaftlich bewirtſchaftet werden. Der 
Kulturamtsvorſteher veicht den Antrag mit kurzer Stellungnahme an das Anerbengericht weiter. 

e) Über den Antrag auf Eintragung entſcheidet der Vorſitzende des Anerbengerichts. Wird 
die Eintragung angeordnet, ſo iſt dem Antragſteller ein beglaubigter Auszug aus der Erbhöferolle, 
wird ſie abgelehnt, ſo iſt ihm ein Beſchluß mit Gründen zuzuſtellen. Gegen die Ablehnung ſteht 
dem Antragſteller das Recht zum Einſpruch beim Anerbengericht binnen einem Monate ſeit Zu⸗ 
ſtellung zu. Er iſt auf dieſes Recht bei Zuſtellung des Beſchluſſes beſonders hinzuweiſen. 

1) Über den Einſpruch entſcheidet das Anerbengericht durch begründeten Beſchluß. Wird der 
Einſpruch zurückgewieſen, ſo kann der Antrag auf Eintragung nicht vor Ablauf eines Jahres 
wiederholt werden. 

g) Die Eintragungen und Löſchungen in der Erbhöferolle werden vom Vorſitzenden des An⸗ 
erbengerichts unter Angabe des Wortlauts verfügt, vom Schriftführer ausgeführt und von beiden 
gemeinſchaftlich unterſchrieben. Der Schriftführer hat den Bauern unverzüglich zu benachrichtigen; 
die Benachrichtigung erfolgt im Falle der Eintragung eines Erbhofs durch Überſendung eines 
beglaubigten Auszugs aus der Erbhöferolle. 


80. Zu § 40: 
a) Beſtehen im Einzelfall Bedenken, ob der Eigentümer deutſcher Staatsbürger und 
deutſchen Blutes iſt, jo iſt entſprechend der Ausführungsverordnung zu $ 16 unter b zu verfahren. 
bp) Die Entſcheidung auf Grund des $ 40 hat der Vorſitzende des Anerbengerichts zu treffen. 
Sie wird dem Eigentümer bekanntgemacht unter Hinweis darauf, daß er innerhalb einer Woche 
Einſpruch beim Anerbengericht einlegen kann. Das Recht zur ſofortigen Beſchwerde (8 40 Abſ. 4 
Satz 4) beſteht erſt gegenüber der auf Einſpruch ergehenden Entſcheidung des Anerbengerichts. 
Die Eintragung in die Erbhöferolle erfolgt nach Rechtskraft der Entſcheidung. 


31. 


82. 


33. 


34. 


35. 
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Zu § 43: 


findet die Ausführungsvorſchrift zu § 39 unter b ſinngemäß Anwendung. 


Zu § 44: 
Der Auszug enthält eine Abſchrift des für den Erbhof angelegten Blattes der Erbhöferolle. 
Er iſt von dem Schriftführer des Anerbengerichts zu fertigen und auf dem laufenden zu halten. 


Zu § 45: 
Der Erbhofvermerk lautet: 
Erbhof. 


Eingetragen in der Erbhöferolle v on 
Blatt Sogn. Sei 


Die 88 48 fl., betreffend Anlegung der Erbhöferolle, gelten nur für die Landſchaften in Anlage J 
des Geſetzes, da nur in dieſen eine Eintragung von Amts wegen erfolgt (8 39). 


Au 5 48 Abi. 1: 

a) Jeder Gemeindevorſteher hat bis zum 1. Auguſt 1933 dem Landrat ein voll⸗ 
ſtändiges Verzeichnis der in feinem Gemeindebezirke gelegenen nach den §8 1 bis 3 des Geſetzes 
eintragungsfähigen Beſitzungen einzureichen. Fehlanzeige iſt erforderlich. i 

b) Für das Gemeindeverzeichnis iſt der amtliche Vordruck zu verwenden, der den Gemeinde- 
vorſtehern vom Landrat überſandt wird. Die Landräte (in Stadtkreiſen: die Bürgermeiſter) haben 
die etwa noch erforderlichen Vordrucke alsbald bei der Kalkulatur des Preußiſchen Juſtizminiſte⸗ 
riums in Berlin W 8, Wilhelmſtraße 65, anzufordern. 

Der Vordruck beſteht aus einem Umſchlagbogen und aus Einlageblättern. Auf dem Umſchlag⸗ 
bogen iſt die Zahl der vorhandenen Einlageblätter anzugeben; dieſe ſind mit fortlaufenden Blatt⸗ 
zahlen zu verſehen. Zum Schluſſe iſt die im Geſetz vorgeſchriebene Beſcheinigung abzugeben, daß 
das Verzeichnis vollſtändig iſt und daß weitere eintragungsfähige Beſitzungen in der Gemeinde 
nicht vorhanden ſind. 

e) Landwirtſchaftliche Beſitzungen von mehr als 7% ha Geſamtfläche ſind in das Gemeinde⸗ 
verzeichnis in jedem Falle aufzunehmen. Beſtehen im Einzelfall Zweifel, ob der Beſitz zur Er⸗ 
nährung und Erhaltung einer bäuerlichen Familie ausreicht (Ackernahrung), ſo iſt dies unter 
Anführung der Gründe beſonders zu bemerken. Ebenſo iſt anzugeben, wenn der Beſitz nach Anſicht 
des Gemeindevorſtehers ſo groß iſt, daß ſeine Bewirtſchaftung nicht mehr von einer Hofſtelle aus 
ohne Vorwerke erfolgen kann. | 

Auch Höfe von weniger als 7% ha Geſamtfläche find in das Verzeichnis aufzunehmen, wenn 
fie eine ſelbſtändige Ackernahrung bilden oder wenn der Eigentümer die Aufnahme wünſcht; etwaige 
Zweifel hinſichtlich der Eignung können dabei vermerkt werden. 

d) In dem Gemeindeverzeichnis iſt jeder Hof und deſſen Eigentümer ſo deutlich zu bezeichnen, 
daß Zweifel ausgeſchloſſen ſind (Angabe der Hofesart, z. B. Vollhof, Halbhof, Sattelhof, Viertel- 
hufe, Kötner⸗, Koſſät⸗, Brinkſitzer⸗, Anbauer⸗, Abdauer-, Büdner⸗, Siedlerſtelle u. a.); Hinzufügung 
des im Orte gebräuchlichen Hofesnamens und der Nummer in der amtlichen Häuſerliſte, gegebenen- 
falls der Straße und Hausnummer; Angabe des Familien- und Rufnamens des Eigentümers, 
gegebenenfalls unter Beifügung auch eines zur Unterſcheidung im Orte üblichen Zunamens. 

Beſonders anzugeben ſind die zum Hofe gehörigen Grundſtücke, und zwar tunlichſt nach ihrer 
Bezeichnung im Grundbuch oder Kataſter; ſonſt nach der im Orte üblichen Bezeichnung unter 
Angabe auch der Bewirtſchaftungsart (3. B. Wieſe, Acker) und der ungefähren Größe. 


36. Zu § 48 Abſ. 2 und 3: 


Der Landrat und in Stadtkreiſen der Bürgermeiſter überſendet nach näherer 
Vorſchrift des § 48 Abſ. 2 und 3 bis zum 1. September 1933 die Gemeindeverzeichniſſe dem zu⸗ 
ſtändigen Anerbengerichte. Dieſes hat bis zum 1. Oktober 1933 dem Landgerichtspräſidenten zu 
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berichten, ob die Verzeichniſſe aus den zum Bezirk des Anerbengerichts gehörenden Gemeinden 
vollſtändig vorliegen oder ob und welche Verzeichniſſe noch fehlen. 

Der Landgerichtspräſident gibt, ſoweit Verzeichniſſe fehlen, dem Regierungspräſidenten 
Nachricht, der darauf das Erforderliche veranlaßt. Im übrigen hat der Landgerichtspräſident bis 
zum 15. Oktober 1933 dem Oberlandesgerichtspräſidenten und dieſer hat bis zum 1. November 1933 
dem Juſtizminiſter unter Benutzung des noch zur Ausgabe gelangenden Vordrucks über den Stand 
der Angelegenheit zu berichten. Ein Zweitſtück des Berichts iſt dem Präſidenten des Erbhofgerichts 
zu überſenden. 


37. Zu § 49: 

a) Nach Eingang des Gemeindeverzeichniſſes beim Anerbengericht hat deſſen Vorſitzender über 
die Aufnahme der in dem Gemeindeverzeichniſſe ſtehenden Höfe in das gerichtliche Verzeichnis Ent- 
ſcheidung zu treffen. 

Will der Vorſitzende einen in dem Gemeindeverzeichniſſe ſtehenden Hof in das gerichtliche 
Verzeichnis nicht aufnehmen, ſo hat er die vollſtändigen Gründe für dieſe Entſchließung zu den 
Akten zu vermerken. Beruht die Aufnahme des Hofes in das Gemeindeverzeichnis auf einem 
Antrage des Eigentümers, fo iſt dieſem unter Beachtung des $ 22 ein begründeter Beſchluß zuzu⸗ 
ſtellen. Gegen die Ablehnung ſteht dem Antragſteller das Recht zum Einſpruch beim Anerbengericht 
binnen einem Monate ſeit Zuſtellung zu; er iſt auf dieſes Recht bei Zuſtellung des Beſchluſſes be— 
ſonders hinzuweiſen. 

Der Schriftführer des Anerbengerichts führt eine Liſte, in die die Fälle aufzunehmen ſind, in 
denen ein im Gemeindeverzeichnis stehender. Hof in das gerichtliche Verzeichnis nicht aufge⸗ 
nommen wurde. 

b) Für das gerichtliche Verzeichnis iſt der amtliche Vordruck, beſtehend aus einem Umſchlag⸗ 
bogen und der entſprechenden Zahl von Einlagebogen zu verwenden; dabei iſt für feſte Verbindung 
der Einlagebogen mit dem Umſchlagbogen Sorge zu tragen. Die benötigten Vordrucke können 
unmittelbar vom Strafgefängnis Tegel bezogen werden. 

Ebendort kann auch die nötige Zahl von Vordrucken für die im § 49 Abſ. 3 vorgeſchriebene 
Mitteilung an den Eigentümer nebſt dem zugehörigen Abdrucke der hauptſächlichen Vorſchriften 
des Bäuerlichen Erbhofrechts angefordert werden. 

e) Die Gemeindevorſteher haben den Eingang des gerichtlichen Verzeichniſſes in ihrer Ge- 
meinde in ortsüblicher Weiſe zweimal bekannt zu machen, und dabei die Eigentümer, die glauben, 
in das gerichtliche Verzeichnis zu Unrecht nicht aufgenommen zu ſein, aufzufordern, beim Anerben⸗ 
gericht Einſpruch einzulegen oder ſich in eine beim Gemeindevorſteher ausliegende Liſte einzutragen. 
In dieſer Liſte iſt zum Ausdruck zu bringen, daß die darin Eingetragenen gegen die Nichtaufnahme 
ihves Hofes in das gerichtliche Verzeichnis Einſpruch einlegen und die Eintragung des Hofes in die 
Erbhöferolle beantragen. Die Liſte iſt innerhalb von zwei Wochen ſeit Eingang des gerichtlichen 
Verzeichniſſes beim Gemeindevorſteher dem Anerbengericht einzureichen. Dieſes hat den Eingang 
der Liſten zu überwachen und die in der Liſte ſtehenden Einſprüche wegen Nichteintragung von 
Höfen auch dann noch zuzulaſſen, wenn die Monatsfriſt ($ 49 Abſ. 2 Schlußſatz) bereits abgelaufen 
ſein ſollte. 

d) Den Gemeindevorſtehern iſt mit der Überſendung des gerichtlichen Verzeichniſſes zugleich 
eine angemeſſene Zahl von Geſetzesabdrucken und ein Vordruck für die Einſpruchsliſte zu über⸗ 
ſenden. Dieſe können mit den Vordrucken für das gerichtliche Verzeichnis zugleich beim Straf⸗ 
gefängnis Tegel eingefordert werden. 


38. Zu § 51: 
Sit zweifelhaft, ob ein Hof zur Eintragung als Erbhof nach 8 3 geeignet iſt, jo iſt auch die 
Ausführungsverordnung zu 8 3 zu beachten. 


39. Zu § 52 Abſ. 2 Satz 2: 
Die Entſcheidung trifft der Vorſitzende des Anerbengerichts. 
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40. Zu § 53: 

a) Wird eine Eintragung in die Erbhöferolle außerhalb des Anlegungsverfahrens angeordnet, 
ſo iſt der die Eintragung anordnende Beſchluß des Vorſitzenden dem Eigentümer mit einer dem 
8 49 Abſ. 3 entſprechenden Aufforderung zuzuſtellen. Die Vorſchrift im § 49 Abſ. 3 Satz 1 und 2 
und im 8 50 finden ſinngemäß Anwendung. 

b) In Fällen, in denen ein Hof zur Eintragung als Erbhof nach 8 3 fachlich geeignet iſt, 
aber zur Zeit nicht eingetragen werden kann aus Gründen, die in der Perſon des Eigentümers 
liegen (88 2, 24, 40, 57 Abſ. 1 Satz 2, § 58), iſt durch entſprechende Wiedervorlageverfügung dafür 
zu forgen, daß die Eintragung erfolgt, ſobald der Hinderungsgrund fortgefallen iſt. 


41. Zu § 56: 
Mit den im 8 56 unter Nr. 2 genannten Geſetzen zugleich iſt auch das zu deren Durchführung 
ergangene Geſetz, betreffend Eintragungen in die Höferolle und Landgüterrolle auf Erſuchen der 
Generalkommiſſion, vom 11. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 303) aufgehoben. 


42. Zu § 57: 
Für Höfe, Land⸗ und Anerbengüter, für die noch die bisherigen Anerbengeſetze fortgelten, 
bedarf es zur Verfügung unter Lebenden nicht der Genehmigung des Anerbengerichts (S 5). 


43. Zu 8 58: 

Die Beſtimmungen des Bäuerlichen Erbhofrechts finden auf Familienfideikommiſſe, Erb⸗ 
ſtammgüter, Lehen und Hausvermögen bis zu deren Auflöſung keine Anwendung. 

Wird das Familiengut frei, ſo hat das Auflöſungsamt dem zuſtändigen Anerbengerichte 
Kenntnis zu geben, ſofern das aufgelöſte Familiengut in den Landſchaften mit Anerbenſitte 
(Anlage J) gelegen und für die Eintragung in die Erbhöferolle nicht offenfichtlich zu groß iſt. Das 
Anerbengericht entſcheidet über die Eintragung. 

Das Erbhofrecht gilt auch nach der Auflöſung nur inſoweit, als die auf Grund der Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung, insbeſondere der SS 9 bis 26 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 
1930 (Geſetzſamml. S. 136), begründeten Rechte nicht entgegenſtehen. 


44. Zu den 88 6, 12, 13, 14, 22 und 43: 
Die in den § 6 Abſ. 1 und 2, § 12 Abſ. 1, 8 13, 8 14 Abſ. 1, S 22 und 8 43 des Geſetzes vor⸗ 
geſehene anerbenrechtliche Erklärung kann der Bauer nur perſönlich abgeben; iſt er in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, jo gelten die 88 2229 und 2230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend. 


45. Zur Anlage I: 
a) Unter dem „Kreis Wipperfürth“ iſt das jetzt zum Rheiniſch⸗Bergiſchen Kreiſe gehörige 
Gebiet des vormaligen Kreiſes Wipperfürth zu verſtehen. 
b) In die Anlage I gehört auch das Gebiet der Stadt Berlin. 


Berlin, den 24. Auguſt 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 
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(Nr. 13976.) Verfahrensordnung zum Bäuerlichen Erbhofrecht. 
Vom 30. Auguſt 1933. 


Auf Grund der SS 37, 38 und 62 des Geſetzes über das Bäuerliche Erhofrecht vom 15. Mai 
1933 (Geſetzſamml. S. 165) wird verordnet: 


I. Allgemeines. 


8 1. 
Grundſatz. 

Soweit nicht im Bäuerlichen Exbhofvecht oder in den zu ſeiner Ausführung ergangenen 
Vorſchriften etwas anderes beſtimmt iſt, finden auf das Verfahren vor dem Erbhofgericht und 
vor den Anerbengerichten die für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Vor⸗ 
ſchriften ſinngemäß Anwendung. 

An die Stelle des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle tritt der Schriftführer des Erbhof⸗ 
gerichts oder des Anerbengerichts. 

8 2. 
Rechtsmittel. 

Rechtsmittel ſind nur inſoweit zuläſſig, als ſie im Bäuerlichen Erbhofrecht oder in den 

Ausführungsvorſchriften ausdrücklich für zuläffig erklärt find. 


8 3. 
Zuſtändigkeit. 

Die örtliche Zuständigkeit zur Führung der Erbhöferolle richtet ſich nach den Vorſchriften in 
Ziffer 29 des Abſchnitts II der Ausführungsverordnung vom 24. Auguſt 1933 (Geſetzſamml. S. 321). 
Das Anerbengericht, in deſſen Erbhöferolle der Erbhof eingetragen iſt, iſt auch für die Erledigung 
aller ſonſtigen den Erbhof betreffenden Geſchäfte zuſtändig. 


8 4. 
Gerichtsferien. 
Auf das Verfahren vor dem Erbhofgericht und den Anerbengerichten ſind die Gerichtsferien 
ohne Einfluß. Die Vorſchrift des § 10 Satz 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine Anwendung. 


8 5. 
Amtsbetrieb. 
Das Gericht hat von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermitt⸗ 
lungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. 


8 6. 
Rechtliches Gehör. 

Eine Entſcheidung darf nur ergehen, nachdem den Beteiligten zuvor Gelegenheit zur Außerung 
gegeben iſt. 

Sal 
Mündliche Verhandlung. 

Der Entſcheidung über die Zuweiſung kraft Anerbenrechts (8 27 des Geſetzes) muß vor dem 
Anerbengericht eine mündliche Verhandlung vorangehen, wenn nicht die Beteiligten überein⸗ 
ſtimmend darauf verzichten. In allen anderen Fällen ſteht die Anberaumung der mündlichen Ver⸗ 
handlung im Ermeſſen des Gerichts; dieſes kann auch einem Beteiligten, der die mündliche 
Verhandlung beantragt, aufgeben, zuvor den übrigen Beteiligten die Koſten vorzuſchießen und 
zu erſtatten, die dieſen durch die perſönliche Wahrnehmung des Termins oder durch Beſtellung 
eines Prozeßbevollmächtigten erwachſen. ö 
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Für die mündliche Verhandlung gilt die Vorſchrift des § 136 der Zivilprozeßordnung ent⸗ 
ſprechend. Über die Verhandlung wird durch den Schriftführer eine Niederſchrift aufgenommen, 
die von ihm und dem Vorſitzenden zu unterſchreiben iſt. Sie ſoll Ort und Tag der Verhandlung, 
die Bezeichnung der mitwirkenden Gerichtsperſonen und der Beteiligten ſowie das Ergebnis der 
Verhandlung enthalten. 

Kommt ein Vergleich zuſtande, ſo iſt er in der Niederſchrift feſtzuſtellen. Dieſe iſt inſoweit, 
als ſie einen Vergleich enthält, den Beteiligten vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In 
der Niederſchrift iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmigung erfolgt iſt. 


8 8. 
Güteverſuch. | 
Im Verfahren über die Verſorgung der weichenden Erben und über die Zuweiſung kraft 
Anerbenrechts (SS 19 und 27 des Geſetzes) ſoll in allen geeigneten Fällen zunächſt der Verſuch 
einer gütlichen Einigung gemacht werden. Der Geſetzeszweck (§ 63 Abſ. 2 des Geſetzes) iſt zu 
beachten. 


89. 
Vorbereitung. 

Der Vorſitzende oder ein von ihm zu beſtimmendes Mitglied des Gerichts hat ſchon vor der 
mündlichen Verhandlung alle Anordnungen zu treffen, die angebracht erſcheinen, damit die Sache 
tunlichſt in einer Verhandlung erledigt wird; § 272 b der Zivilprozeßordnung gilt ſinngemäß. 

Insbeſondere kann auch, wenn die Eignung eines Hofes zum Erbhof (§ 3 des Geſetzes) in 
Frage ſteht, einem der bäuerlichen Beiſitzer des Gerichts die vorherige Beſichtigung des Hofes auf⸗ 
gegeben werden; dem Beauftragten iſt beſonders zur Pflicht zu machen, ſich jeder Unterhaltung mit 
den Beteiligten zu enthalten. Ihm bleibt jedoch unbenommen, zur Aufklärung des Sachverhalts 
geeignete Fragen zu ſtellen. 


§ 10. 


Beweisaufnahme. 

Über Art und Umfang der Beweisaufnahme entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. 
Es kann eines ſeiner Mitglieder mit der Beweisaufnahme und mit örtlichen Ermittlungen oder 
Verhandlungen mit den Beteiligten beauftvagen; die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über das 
Verfahren vor einem beauftragten Richter mit Einſchluß auch des § 576 der Zivilprozeßordnung 
gelten ſinngemäß. Zur Abnahme von Eiden ſind die nichtrichterlichen Mitglieder des Anerben⸗ 
gerichts auch dann nicht befugt, wenn ſie mit der Durchführung einer Beweisaufnahme beauf⸗ 
tragt ſind. 

Die Anerbenbehörden können andere Gerichte und Behörden um Amtshilfe erſuchen; ſie 
können insbeſondere auch die Ermittlung und Feſtſtellung der für die Eignung eines Hofes zum 
Erbhof (83 des Geſetzes) weſentlichen Tatſachen durch den zuſtändigen Gemeindevorſteher, Amts⸗ 
vorſteher oder Landjägereibeamten herbeiführen und gutachtliche Außerungen der Genannten ſowie 
auch der zuſtändigen Landwirtſchaftskammer heranziehen. 

Das Erſuchen um Rechtshilfe ift, wenn ſich am Orte des zu erſuchenden Gerichts ein Anerben⸗ 
gericht befindet, an deſſen Vorſitzenden zu richten. 


§ 11. 
Vorentſcheidung. 

Der Entſcheidung des Anerbengerichts ſoll in der Regel eine Vorentſcheidung durch den Vor⸗ 
ſitzenden vorangehen. Im Verfahren zur Übernahme kraft Anerbenrechts (§ 27 des Geſetzes) gilt 
dies nur, wenn die Beteiligten einverſtanden ſind. 

Die Vorentſcheidung wird endgültig, wenn nicht binnen einer Woche ſeit ihrer Zuſtellung 
Einſpruch beim Anerbengericht eingelegt wird. Hierauf iſt bei der Zuſtellung hinzuweiſen. 
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§ 12. 
Einſpruch. 

Der Einſpruch an das Anerbengericht iſt bei dieſem ſchriftlich oder zur Niederſchrift des 
Schriftführers einzulegen. Er kann auch auf neue Tatſachen und Beweiſe geſtützt werden. 

Einem Einſpruchsberechtigten, der ohne ſein Verſchulden verhindert war, die Einſpruchs⸗ 
friſt einzuhalten, iſt auf Antrag von dem Vorſitzenden des Anerbengerichts die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu gewähren, wenn er den Einſpruch binnen einer Woche nach der Beſeitigung 
des Hinderniſſes einlegt und die Tatſachen, welche die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 
Eine Verſäumung der Friſt, welche in dem Verſchulden eines Vertreters ihren Grund hat, wird 
als eine unverſchuldete nicht angeſehen. Nach dem Ablauf eines Monats von dem Ende der ver⸗ 
ſäumten Friſt an gerechnet kann eine Wiedereinſetzung nicht mehr beantragt werden. 


§ 13. 
Entſcheidung. 

Die Entſcheidung des Anerbengerichts erfolgt durch begründeten Beſchluß. 

Der Beſchluß enthält die Bezeichnung des Gerichts und der Sache, die Namen der bei der 
Entſcheidung beteiligten Richter und eine Angabe über den Tag des Erlaſſes der Entſcheidung. 

Die Niederſchrift der Beſchlußformel iſt in den Fällen des § 27 des Geſetzes und, wenn der 
Beſchluß nach vorangegangener Vorentſcheidung des Vorſitzenden durch das Anerbengericht erlaſſen 
wird, von allen an der Entſcheidung mitwirkenden Richtern zu unterſchreiben. In den übrigen 
Fällen iſt nur die Unterſchrift des Vorſitzenden unter der Niederſchrift des mit Gründen verſehenen 
Beſchluſſes erforderlich. 

Ergeht die Entſcheidung im Anſchluß an die mündliche Verhandlung, ſo iſt ſie durch den Vor⸗ 
ſitzenden zu verkünden. Die Verkündung erfolgt durch Verleſung der Beſchlußformel und, ſofern 
Beteiligte anweſend ſind, durch mündliche Mitteilung des weſentlichen Inhalts der Entſcheidungs⸗ 
gründe oder durch deren Verleſung. 


II. Verfahren vor dem Erbhofgerichte. 
§ 14. 
Allgemein. 

In Ergänzung der 88 1 bis 13 gelten für das Verfahren vor dem Erbhofgerichte folgende 
beſondere Vorſchriften: 

8 15. 
Vorbereitung. 

Das Erbhofgericht kann die ſchriftliche Vorbereitung der Sache, es kann auch eine Vor⸗ 
bereitung oder Vertretung durch Rechtsanwälte oder durch einen bei dem Erbhofgerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt anordnen. Iſt eine ſolche Anordnung getroffen, jo finden die SS 130 bis 134 der 
Zivilprozeßordnung ſinngemäß Anwendung. 

Die Beiordnung eines Rechtskundigen, der die vorgeſchriebene erſte Prüfung für den Juſtiz⸗ 
dienſt beſtanden hat, kann auch in anderen als den im § 116 der Zivilprozeßordnung beſtimmten 
Fällen erfolgen. Iſt eine Vorbereitung oder Vertretung durch Rechtsanwälte angeordnet, ſo 
kommen auch die für den Anwaltsprozeß geltenden Vorſchriften der $ 115 Abſ. 1 Nr. 3 und 
Abſ. 2, §S 129 und § 135 Abſ. 1 und 2 der Zivilprozeßordnung entſprechend zur Anwendung. 


8 16. 
Prozeßvertretung. 

Zur Vertretung vor dem Erbhofgerichte ſind die bei dieſem zugelaſſenen Rechtsanwälte und 
die Rechtsanwälte befugt, die bei einem Bertien Gerichte zugelaſſen find, welches für den Wohnſitz 
des Vertretenen zuſtändig iſt. 

Über die Zulaſſung von Rechtsanwälten bei Dem! Erbhofgericht entſcheidet deſſen Präſident. 
Er ſoll nur Rechtsanwälte zulaſſen, die bereits dargetan haben, daß ſie mit den Erbgewohnheiten 
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der bäuerlichen Bevölkerung beſonders vertraut ſind und volles Verſtändnis für die Notwendigkeit 
der ungeteilten Vererbung der Bauernhöfe haben (Geſetz § 63 Abſ. 2). 


SZ 
Beweisaufnahme. 

Das Erbhofgericht kann eine auswärtige Beweisaufnahme durch Erſuchen des zuständigen 
oder eines anderen Anerbengerichtsvorſitzenden ausführen. Es kann auch einen Bauern, der Bei⸗ 
ſitzer eines Anerbengerichts iſt, zu einer in deſſen Bezirke ſtattfindenden Augenſcheinseinnahme als 
ſachkundigen Berater hinzuziehen; die 88 55 und 56 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten 
ſinngemäß. 

§ 18. 
Vorentſcheidung. 

Der Vorſitzende des Erbhofgerichts kann eine Vorentſcheidung erlaſſen. § 11 Abſ. 2 gilt 
ſinngemäß. 

8 19. 
Entſcheidung. 

Das Erbhofgericht entſcheidet über die Zuweiſung kraft Anerbenrechts ($ 27 des Geſetzes) 
durch Urteil, ſonſt durch Beſchluß. Auf das Urteil finden die Vorſchriften der 88 309 bis 327 der 
Zivilprozeßordnung ſinngemäß Anwendung. Die Entſcheidung braucht nur von den richterlichen 
Mitgliedern des Gerichts unterſchrieben zu werden. Die Zuſtellung erfolgt von Amts wegen. 

Hebt das Erbhofgericht die Entſcheidung des Anerbengerichts auf, ſo kann es in der Sache 
ſelbſt entſcheiden oder die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an das Anerben⸗ 
gericht oder an ein anderes Anerbengericht zurückverweiſen. Das Anerbengericht iſt an die Be⸗ 
urteilung des Erbhofgerichts gebunden. 


III. Koſten. 


§ 20. 
Grundſatz. 
Für das Verfahren vor den Anerbengerichten werden Gebühren und Auslagen nur nach 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften erhoben. 


8 21. 
Entſcheidungen. 

Über die Koſten ift zugleich mit der Entſcheidung zur Hauptſache zu entſcheiden. Die An⸗ 
fechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt iſt unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung 
in der Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird. 

Im Streitverfahren (§ 19, § 23 Abſ. 5 Satz 3 des Geſetzes) ſind die Koſten demjenigen Be⸗ 
teiligten aufzuerlegen, der zu dem Streite Anlaß gegeben hat. 

Eine Erſtattung außergerichtlicher Koſten findet nur ſtatt, ſoweit das Gericht eine Entſchei⸗ 
dung nach Maßgabe des Artikels 9 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
trifft. Zu den Koſten, deren Erſtattung angeordnet werden kann, gehören auch die Koſten, die 
durch einen unbegründeten Einſpruch entſtehen; die Erſtattung ſoll jedoch nicht angeordnet werden, 
wenn der den Einſpruch Einlegende dieſen auch bei ſorgfältiger Prüfung für begründet 
halten konnte. 


8 22. 
Anwendbare Vorſchriften. 


Die 88 1 bis 31, § 105 Abſ. 1 und 2, 88 109 bis 112 und 136 des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes gelten ſinngemäß, ſoweit ſich aus den nachſtehenden Vorſchriften nicht etwas 
anderes ergibt. 
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Die Feſtſetzung des Wertes (5 23 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes) erfolgt durch den 
Vorſitzenden des Anerbengerichts. 
Bare Auslagen werden nur in gebührenpflichtigen Angelegenheiten erhoben. 
Ein Rechtsmittel iſt nur nach Maßgabe der nachſtehenden Vorſchrift zuläſſig. 


8 23. 
Erinnerung und Beſchwerde. 

Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Gebühren und Auslagen 
entſcheidet der Vorſitzende des Anerbengerichts gebührenfrei. Der Anſatz der Gebühren und Aus: 
lagen kann im Verwaltungsweg berichtigt werden, ſolange nicht über die Erinnerung des Zahlungs⸗ 
pflichtigen eine gerichtliche Entſcheidung getroffen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden findet Beſchwerde nach Maßgabe der 8$ 569 bis 575 
der Zivilprozeßordnung ſtatt, ſofern die Beſchwerdeſumme den Betrag von 50 RM überſteigt. Das 
gleiche gilt für die Anfechtung einer Entſcheidung über den Wert des Gegenſtandes (8 22 Abſ. 2). 
Über die Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. Seine Entſcheidung iſt endgültig. 


8 24. 
Gebühr. 
Einfache Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes beſtimmte Gebühr. 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2 AM. 


5 § 25. 
Gebührenſätze. 
1. Die einfache Gebühr wird erhoben für folgende Geſchäfte: 
a) Eintragung des Bruder- oder Jüngſtenrechts ($ 13 des Geſetzes); 
b) Löſchung eines Hofes in der Erbhöferolle im Falle des § 43 des Geſetzes; 
c) Verfahren, betreffend die Genehmigung rechtsgeſchäftlicher Veräußerungen ($ 5 
des Geſetzes); 
d) Verfahren, betreffend die Erteilung des Hoffolgezeugniſſes ($ 16 des Geſetzes). 
2. Die halbe Gebühr wird erhoben für folgende Geſchäfte: 
a) Löſchung des Bruder- oder Jüngſtenrechts ($ 13 Abſ. 3 des Geſetzes); 
p) Verfahren, betreffend die Friſtſetzung im Falle des § 23 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes; 
e) Verfahren, betreffend die Genehmigung der Auswahl des Anerben ($ 14 des Geſetzes); 
d) Verfahren, betreffend die Eröffnung von Urkunden (Abſchnitt II Ziff. 5 b der Aus⸗ 
führungsverordnung vom 24. Auguſt 1933 — Geſetzſamml. S. 321 —); 
e) Entgegennahme anerbenrechtlicher Erklärungen einſchließlich der Beurkundung oder 
Beglaubigung durch das Anerbengericht ($ 6 Abſ. 1 und 2, § 14 Abſ. 1 und 2, 
8 15 Abſ. 2, § 23 Abſ. 2 des Geſetzes); die Mindeſtgebühr beträgt hier 3 RM. Die 
in Ziffer 5 Buchſt. a des Abſchnitts II der Ausführungsverordnung vom 24. Auguſt 
1933 vorgeſehene Gebühr von 3 AM wird im Falle der Beglaubigung durch das 
Anerbengericht nur erhoben, wenn die Urkunde nicht zugleich zu den Akten über— 
reicht wird; 
d) Einſpruchsverfahren gegen Entſcheidungen über Anträge auf Erteilung des Hof⸗ 
folgezeugniſſes (Abſchnitt II Ziffer 13 der Ausführungsverordnung vom 
24. Auguſt 1933). 
3. Ein Fünftel der Gebühr wird erhoben für die Verwahrung anerbenrechtlicher Urkunden 
(Abſchnitt II Ziffer 5 b der Ausführungsverordnung vom 24. Auguſt 1933). 
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4. Für das Verfahren bei Streitfällen über die Verſorgung der weichenden Erben ($ 19, 8 23 
Abſ. 5 Satz 3 des Geſetzes) werden folgende Gebühren erhoben: 

a) ein Fünftel der einfachen Gebühr, wenn die Beteiligten in dem Verfahren vor dem 
Vorſitzenden des Anerbengerichts den Streit durch Vergleich beenden oder vor dem 
Erlaß einer Entſcheidung auf dieſe durch Rücknahme des Antrags oder in ſonſtiger 
Weiſe verzichten; 

b) die einfache Gebühr, wenn in dem Verfahren vor dem Vorſitzenden des Anerben⸗ 
gerichts eine dieſes abſchließende Entſcheidung ergeht; 

c) zwei weitere Gebühren für das Einſpruchsverfahren vor dem Anerbengericht ein⸗ 
ſchließlich der das Verfahren abſchließenden Entſcheidung; kommt es im Einſpruchs⸗ 
verfahren zu einem Vergleich oder wird der Einſpruch vor der Entſcheidung zurück⸗ 
genommen, ſo ermäßigt ſich dieſe Gebühr auf zwei Fünftel der einfachen Gebühr. 

5. Das Erbhofgericht kann, wenn es eine Beſchwerde als unzuläſſig verwirft, eine Gebühr 
bis zur Höhe von fünf Zehntel der einfachen Gebühr feſtſetzen. 


Berlin, den 30. Auguſt 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 
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